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Offshore-Leaks und die Folgen
Am 4. April 2013 begann ein internationaler Zu-
sammenschluss verschiedener Medien, darunter 
der NDR und die Süddeutsche Zeitung, Informati-
onen über die Steuerhinterziehungs- und vermei-
dungspraktiken zahlreicher Prominenter zu veröf-
fentlichen. Die Quelle für diese Veröffentlichungen 
waren Daten, die der Organisation „International 
Consortium of Investigative Journalists“ (ICIJ) zuge-
spielt worden waren. Mehr als 260 Gigabyte waren 
auf einer Festplatte enthalten, die Informationen 
zu mehr als 130.000 Personen und Firmen in 170 
Ländern und Territorien enthielt. Jahrelang hatten 
die Journalisten die Daten ausgewertet, um geeig-
nete Fälle herauszudestillieren und für die Öffent-
lichkeit aufzubereiten.1 

Innerhalb weniger Tage wurden Fälle von Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens bekannt, die 
sich verschiedener Mechanismen bedient hatten, 
um Gelder in Steuer- und Verdunkelungsoasen 
anzulegen. In Österreich wurde über Heribert Ste-
pic berichtet, den ehemaligen Chef der Raiffeisen 
Bank International, in Südkorea über Chun Jae-
kook, den ältesten Sohn des vormaligen Diktators 
Chun Doo-hwan. In Frankreich kam in die Schlag-
zeilen, dass Jean-Jacques Aguier, der ehemalige 
Wahlkampfmanager von Präsident Hollande, Teil-
haber an Briefkastenfirmen auf den Caymen-In-
seln ist. Aus Venezuela wurde gemeldet, ein Kri-
mineller habe die Pensionskassen des staatlichen 
Ölkonzerns PdVSA um riesige Summen erleich-
tert. In der Mongolei musste der stellvertretende 
Parlamentssprecher und ehemalige Finanzminis-
ter Bayartsogt Sangajev als Folge der Enthüllun-
gen zurücktreten; in Aserbaidschan tauchten die 
Namen von Töchtern des Präsidenten im Zusam-
menhang mit Auslandskonten in Steueroasen auf, 
gleichfalls die von Söhnen des kolumbianischen 
Ex-Präsidenten Álvaro Uribe. In Nigeria sind hoch-
rangige Politiker betroffen, darunter einer der 
engsten Gefolgsleute des Präsidenten Goodluck 
Jonathan. Diese Liste ließe sich beliebig erwei-
tern.

Weiterhin wurde bekannt, dass eine Reihe von 
Banken, darunter die UBS, die Deutsche Bank und 
die Credit Suisse vermutlich Vermögenden bei der 
Steuerflucht halfen. Die Banken hätten „aggressiv 
daran gearbeitet, ihre Kunden mit verborgenen 
Gesellschaften auf den britischen Jungferninseln 
und anderen Offshore-Verstecken zu versorgen,“ 
zitiert das Handelsblatt ICIJ.2 Auch andere Me-
dien meldeten, die Deutsche Bank arbeite bei-
spielsweise mit der Portcullis-Trustnet-Gruppe 
zusammen, nach eigenen Angaben der weltgröß-
te Anbieter für Offshore-Dienstleistungen.3

Mittlerweile hat ICIJ die Rohdaten seiner Quelle 
aufbereitet und entpersonalisiert veröffentlicht. 
Es können nun Verbindungen zwischen Ländern 
und Gebieten sowie Firmen recherchiert werden. 
Die Datenbank enthält Eigentumsinformationen 
über Unternehmen in zehn Schattenfinanzzent-
ren, darunter den Britischen Jungferninseln, den 
Cook Inseln und Singapur. Informationen umfas-
sen einen Zeitraum von ca. 30 Jahren bis zum Jahr 
2010.4

In Deutschland blieben skandalträchtige Enthül-
lungen bislang weitgehend aus. Nur über den be-
reits verstorbenen Playboy und Fotografen Gunter 
Sachs wurden Details zu Steuerhinterziehungen 
in seiner Wahlheimat, der Schweiz, bekannt. 
Wäre nicht wenige Wochen später – unabhängig 
von den Veröffentlichungen im Rahmen von Off-
shore-Leaks – der Fall des Wurstfabrikanten und 
Sportfunktionärs Uli Hoeneß in die Schlagzeilen 
gekommen, der einige Millionen Euro vor dem 
deutschen Fiskus in der Schweiz versteckt haben 
soll, hätte das Thema in Deutschland vermutlich 
weit weniger Aufmerksamkeit erfahren.
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Reaktionen der Politik

Ausgelöst durch die breite internationale Medi-
enberichterstattung geriet die Finanzpolitik auf 
deutscher, europäischer und globaler Ebene in 
Bewegung. Es wurden zahlreiche Reformvorschlä-
ge unterbreitet, die die verschiedenen Ebenen 
ansprachen.

Deutschland

Einer der ersten Reflexe der Politik – und das nicht 
nur in Deutschland – war die Forderung, die Me-
dien mögen ihre Informationsquellen für staat-
liche Organe zugänglich machen. Diesem Ansin-
nen wurde unter Verweis auf den journalistischen 
Quellenschutz und die Pressefreiheit nicht ent-
sprochen.5 Aus heutiger Sicht mutet das Hin 
und Her zwischen Finanzminister Schäuble und 
der Süddeutschen Zeitung etwas bizarr an. Denn 
mittlerweile ist bekannt, dass zumindest die Fi-
nanzbehörden Australiens, Großbritanniens und 
der USA jahrelang über weiterreichende Informa-
tionen als der ICIJ verfügten und evtl. sogar die 
Quelle für deren Weitergabe waren.6 Später er-
hielten auch deutsche Behörden Zugang zu die-
sen Daten.7

Als weitere Reaktion auf Offshore-Leaks wurde in 
Politik und Medien intensiv über die Defizite der 
Steuerverwaltung in Deutschland diskutiert. Eine 
ihrer Schwächen besteht darin, dass die Verwal-
tung Ländersache ist. Dies hat zum Beispiel zur 
Folge, dass die Zahl der Steuerfahnder pro Betrieb 
oder Einwohner je nach Bundesland unterschied-
lich hoch ist. Hinzu kommt die teilweise grotesk 
schlechte Ausstattung der Steuerbehörden.8 In 
Ländern wie Bayern fehlen beispielsweise mehre-
re tausend Finanzbeamte. Die bisherigen Ankün-
digungen der Politik zu Personalaufstockungen 
erscheinen als nicht ausreichend.9

Als Lösung wurde unter anderem von Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble die Idee vorge-
tragen, die Steuerfahndung stärker beim Bund 
zu verankern und eine Bundessteuerbehörde zu 
schaffen bzw. das Bundeszentralamt für Steuern 
mit mehr Befugnissen auszustatten, was z.B. den 
Vorteil hätte, Kompetenzstreitigkeiten vorzubeu-
gen und Informationsengpässe zwischen Behör-
den zu umgehen.10

Luxemburg, Österreich und Großbritannien

Erstaunlich waren die Reaktionen aus einigen der 
notorischen Schattenfinanzplätzen. So kündigte 

das Großherzogtum Luxemburg an, ab dem 1. Ja-
nuar 2015 automatisch über Zinszahlungen im 
Rahmen der Europäischen Zinssteuerrichtlinie 
zu informieren. Bis dahin erhebt Luxemburg eine 
Quellensteuer für die EU-Partner.11 Auch in Öster-
reich wurde über die Lockerung des bis dahin sak-
rosankten Bankgeheimnisses nachgedacht.12 Und 
selbst in den von Großbritannien abhängigen Ge-
bieten fand ein Umdenken statt. So meldete der 
Britische Finanzminister George Osborne, die bri-
tischen Überseeterritorien (z.B. die Kaimaninseln) 
würden künftig auch mit anderen EU-Ländern zu-
sammenarbeiten.13 Ähnliches gilt nach Angaben 
der britischen Regierung wohl auch für die Kron-
kolonien wie Guernsey.14

Selbst in Liechtenstein denkt man mittlerweile 
darüber nach, sich an der Offenlegung von Bank-
daten zu beteiligen – allerdings nur, wenn ent-
deckte Steuersünder vorerst straffrei bleiben.15 

Noch erstaunlicher war, was Reuters berichtete: 
Schweizer Banker ließen ihre Opposition gegen 
den Informationsaustausch fallen.16 Bei genaue-
rem Hinsehen entpuppte sich diese Meldung je-
doch als Bankenpropaganda. Denn die Schweiz 
will sich nur beteiligen, wenn ein solcher Infor-
mationsaustausch global organisiert würde – ein 
denkbar schwieriges Unterfangen.

G8/G20

Bei ihrem Gipfeltreffen im Juni 2013 nahmen sich 
auch die G8 der Steuerproblematik an. Es wurden 
eine Reihe von politischen Absichtserklärungen 
abgegeben, etwa zur Einführung von länderbezo-
genen Offenlegungspflichten für Unternehmen, 
zum automatischen Austausch von Informationen 
im Steuerbereich, zur Offenlegung der tatsächlich 
Begünstigten von Unternehmen und Finanzkon-
strukten sowie zur Unterstützung von Entwick-
lungsländern im Steuerbereich. Allerdings blieb 
es bei bloßen Absichtsbekundungen; die Staats- 
und Regierungschefs konnten sich noch nicht ein-
mal auf zeitliche Vorgaben zu deren Umsetzung 
einigen. Auch waren die Ankündigungen zu all-
gemein, um von wirklichen Fortschritten zu spre-
chen. Entsprechend fasst der britische Steuerex-
perte Prem Sikka die Ergebnisse zusammen: „The 
kindest thing that one could say about the G8 
communiqué is that as a result of public anger, is-
sues such as tax avoidance and corporate secrecy 
are on the political agenda. However, the summit 
has not delivered.”17

Ähnliches lässt sich auch über die G20 sagen. In 
den Abschlusscommuniqués der Finanzminis-
ter-Treffen vom 18./19. April 201318 sowie vom 
19./20. Juli 201319 nahm das Thema Steuerhinter-
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ziehung und –vermeidung eine prominente Rolle 
ein. Darin unterstützen die G20 die Entwicklung 
eines multilateralen Standards durch die OECD 
(s.u.). Zudem haben die G20 einen von der OECD 
erarbeiteten „Aktionsplan“ zur Schließung von 
Steuerschlupflöchern für große transnationale 
Konzerne angenommen.20

Europäische Union

Beim Treffen der EU-Regierungschefs am 22. Mai 
2013 in Brüssel sollte über die Reform der eu-
ropäischen Zinssteuerrichtlinie und damit auch 
über die Zukunft eines europäischen automati-
schen Informationsaustauschs in Steuersachen 
entschieden werden.21 Vor allem Luxemburg und 
Österreich waren bis dahin mit erstaunlichen Zu-
geständnissen aufgefallen (s.o.). Beim Treffen in 
Brüssel zogen sie sich nun aber hinter die Posi-
tion zurück, sie würden einem umfangreicheren 
Informationsaustausch nur zustimmen, wenn die 
Regeln vorher mit einigen wichtigen Nicht-EU-
Mitgliedern abgesprochen würden, darunter die 
Schweiz, Andorra und Liechtenstein. Damit wur-
de das europäische Projekt vorerst auf Eis gelegt 
– was angesichts anstehender Wahlen im Sep-
tember in Österreich vielleicht auch beabsichtigt 
war.22

 

Lösungsansätze jenseits des 
Enthüllungsjournalismus: EUSTD und 
FATCA

Die hektische Betriebsamkeit der Politik nach den 
Enthüllungen von Offshore-Leaks und vor allem 
ihre Forderungen gegenüber den Medien nach 
Weitergabe ihrer Informationen suggerierten, es 
gäbe jenseits investigativer Recherchen und dem 
einen oder anderen Datenleck für die Behörden 
keine Möglichkeit, Steuerhinterziehern in Schat-
tenfinanzzentren habhaft zu werden. Es existieren 
aber rechtlich gangbare Wege, auf internationa-
ler Ebene Informationen schnell und automatisch 
zwischen Steuerbehörden und Finanzverwaltun-
gen auszutauschen und sich damit langwierige 
Recherchen auf Verdacht zu ersparen. Einige die-
ser Wege werden schon beschritten, andere im 
Moment erschlossen und weiterentwickelt. Ein 
schon praktiziertes Modell ist der automatische 
Informationsaustausch im Rahmen der europäi-
schen Zinssteuerrichtlinie (EU Savings Tax Directi-
ve, EUSTD). Gerade umgesetzt wird das US-ame-
rikanische Foreign Account Tax Compliance Act 
(FATCA) von 2010.

EUSTD

Die Zinssteuerrichtlinie der EU (EU Savings Tax Di-
rective, EUSTD) trat bereits 2005 in Kraft. Ihr Ziel 
war es, die Besteuerung von Zinsgewinnen inner-
halb der EU zu vereinheitlichen. Die Richtlinie ent-
hält auch Vorgaben zur automatischen Weiterga-
be von Informationen über erzielte Zinsgewinne 
an das Heimatland des Anlegers. Damit sollen 
„Erträge, die in einem Mitgliedstaat im Wege von 
Zinszahlungen an wirtschaftliche Eigentümer, die 
natürliche Personen und in einem anderen Mit-
gliedstaat ansässig sind, erzielt werden, nach den 
Rechtsvorschriften dieses letzteren Mitgliedstaats 
effektiv besteuert werden.“23

Zu den Stärken der Zinssteuerrichtlinie gehört, 
dass es sich bei der Richtlinie um ein multilate-
rales Abkommen handelt. Es ist der bislang ein-
zige Mechanismus über den automatischen Aus-
tausch von steuerlich relevanten Informationen 
und gilt für 42 Länder und Gebiete (neben den 28 
EU-Staaten werden weitere 15 Länder und assozi-
ierte Gebiete abgedeckt, darunter die Kaimanin-
seln und die Britischen Jungferninseln).

In ihrer gegenwärtigen Form hat die Zinssteuer-
richtlinie aber auch gravierende Mängel: 

(1) Nur Zinserträge werden gemeldet, andere Ein-
kommensarten wie Dividenden oder Lizenzge-
bühren nicht. 

(2) Nur Zahlungen an natürliche Personen wer-
den abgedeckt – Zahlungen an Unternehmen und 
Rechtskonstrukte wie Trusts oder Stiftungen blei-
ben außen vor. 

(3) Die Richtlinie bleibt begrenzt auf die EU-Mit-
glieder, 5 weitere europäische Länder (Schweiz, 
Liechtenstein, Andorra, San Marino und Monac-
co) sowie einige von EU-Ländern abhängige Ge-
biete (z.B. die Britischen Jungferninseln). 

(4) Luxemburg und Österreich haben für sich Aus-
nahmeregeln erstritten. In diesen beiden Ländern 
wird statt der automatischen Übermittlung von 
Informationen eine Quellensteuer einbehalten 
und an die Herkunftsländer der Anleger anonym 
überwiesen.24

Weil diese Schwächen schon lange diskutiert wer-
den und auf europäischer Ebene große Einigkeit 
über die Reformnotwendigkeit der Zinssteuer-
richtlinie besteht, gibt es seit längerem Bemühun-
gen für ihre Revision und Weiterentwicklung: Die 
Europäische Kommission hat bereits 2008 vorge-
schlagen, die Richtlinie auf Einkünfte aus Invest-
ment- und Pensionsfonds, Lebensversicherun-
gen sowie weitere Rechtskonstrukte wie Trusts 
und Stiftungen auszudehnen.25 Damit wäre das 
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EU-System das erste, das den damit verbunde-
nen Formen der Steuerhinterziehung einen Rie-
gel vorschieben würde; denn die Verwalter und 
Vorstände von Trusts, sogenannten Ermessens-
stiftungen und Briefkastenfirmen müssten dann 
die Identität derjenigen enthüllen, die die Einla-
gen in diese Konstrukte tätigen bzw. ihre Nutznie-
ßer und wirtschaftlichen Eigentümer sind.26 Um 
das effektiv zu gewährleisten müsste allerdings 
diese Art von Rechtskonstrukten samt der eigent-
lichen wirtschaftlichen Eigentümer behördlich 
erfasst werden, was in vielen Ländern, darunter 
Deutschland, bisher nicht der Fall ist. Notwendig 
wäre daher ein verpflichtendes öffentliches Re-
gister der sog. beneficial owners von Stiftungen 
und Trusts. Dies wäre eine Voraussetzung dafür, 
dass wesentliche Informationen automatisch an 
die ausländischen Steuerbehörden übermittelt 
werden können.

Nach dem Vertrag von Lissabon müssen alle 28 
Mitgliedsstaaten einer Erweiterung der Zinssteu-
errichtlinie einstimmig zustimmen. Bisher wurde 
dies vor allem von Luxemburg und Österreich mit 
dem Argument abgelehnt, es müssten zunächst 
Drittstaaten außerhalb der EU (Schweiz, Andor-
ra, Monaco, Liechtenstein und San Marino) einer 
solchen Ausdehnung zustimmen.27 Mit diesen 
Ländern steht die Europäische Kommission mo-
mentan in Verhandlungen. Im Mai 2013 wurde 
ihr dazu vom EU-Ministerrat das notwendige Ver-
handlungsmandat erteilt.

Zusätzlich zu einer Erweiterung der Zinssteuer-
richtlinie arbeitet die EU derzeit an einer „Richt-
linie [...] über die Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehörden im Bereich der Besteuerung.“28 In 
ihrer bisherigen Form ist geregelt, dass die Behör-
den der EU-Mitglieder sich wechselseitig Infor-
mationen über Vergütungen aus unselbständiger 
Arbeit, Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergü-
tungen, Lebensversicherungsprodukten, Ruhege-
hälter sowie Eigentum an unbeweglichem Vermö-
gen und Einkünfte daraus zur Verfügung stellen. 
Darüber hinaus hat der für Steuern zuständige 
Kommissar Šemeta angekündigt vorzuschlagen, 
außerdem Einkünfte aus Dividenden, Kapitaler-
träge, andere Finanzerträge und Kontostände 
auszutauschen. Weiterhin soll eine Regelungslü-
cke geschlossen werden: Bisher war es möglich, 
Informationen nicht auszutauschen, wenn diese 
nicht „einfach verfügbar“ waren. Diese Ausnah-
me soll nun gestrichen werden. Die revidierte 
Richtlinie soll 2015 in Kraft treten.29

FATCA

Analog zur europäischen Zinssteuerrichtlinie verab-
schiedete der US-Kongress im Jahr 2010 den For-
eign Account Tax Compliance Act (FATCA). Er trat 
zum 1. Januar 2013 in Kraft, allerdings wird sich 
nach einem Gerichtsurteil seine Umsetzung noch 
bis Juli 2014 verzögern.30 Mit Hilfe dieses Geset-
zes sollen Konten amerikanischer Staatsbürger und 
Zahlungen an solche (Dividenden, Zinsen, Kapital-
erträge) im Ausland offen gelegt werden. FATCA 
verpflichtet Finanzinstitute anderer Länder, Infor-
mationen über Konten von in den USA steuerpflich-
tigen Personen und von Firmen, an denen solche 
Personen substantielle Beteiligungen besitzen, an 
die US-Steuerbehörde (Internal Revenue Service, 
IRS) zu übermitteln. Als „Anreiz“ wird ein Quellen-
steuerabzug in Höhe von 30 Prozent auf alle Ein-
künfte aus US-Quellen für nicht kooperationswillige 
Kunden und Finanzinstitute vorgenommen – was 
bei Nicht-Kooperation für viele Finanzinstitute fak-
tisch das Ende ihrer Tätigkeit in den USA bedeuten 
würde, weil ihre Geschäfte dann nicht mehr renta-
bel wären.

Damit nicht jedes Institut einzeln Informationen an 
den IRS übermitteln muss, besteht die Möglichkeit, 
bilaterale Abkommen mit den USA zu schließen. 
Danach werden Informationen auf Länderebene 
gesammelt und von den Steuerbehörden der Part-
nerländer in die USA übermittelt. Vom US-Finanz-
ministerium wurden bereits eine Reihe von Mo-
dell-Abkommen erarbeitet, die sich unter anderem 
im Umfang des wechselseitigen Informationsaus-
tauschs unterscheiden. Allen gemein sind Regeln 
für die Informationsweitergabe an die US-Behör-
den. Die Modellabkommen unterscheiden sich 
aber hinsichtlich der von den USA an die Steuer-
behörden des Partnerlandes übermittelten Daten.

Bis Anfang Juli 2013 hatten die USA acht solcher Ab-
kommen abgeschlossen, mit der Schweiz, Norwe-
gen, Spanien, Deutschland, Großbritannien, Irland, 
Mexiko und Dänemark. Mit Frankreich, Japan und 
Italien wird derzeit über Abkommen verhandelt.31

Die unilaterale Natur von FATCA hat Vor- und Nach-
teile. Einerseits haben die USA, ohne auf zwi-
schenstaatliche Abstimmungen warten zu müssen, 
erreicht, dass Finanzinstitute ihnen wichtige Infor-
mationen liefern – wenn auch teilweise über den 
Umweg der Steuerbehörden in verschiedenen Län-
dern. Dadurch, dass die meisten großen Finanzin-
stitute in vielen Ländern und Gebieten operieren, 
hat FATCA eine nicht zu unterschätzende Reichwei-
te.

Andererseits schließen die USA bislang nur mit Län-
dern und Gebieten Abkommen ab, die für sie wirt-
schaftlich interessant sind. Länder des globalen Sü-
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dens, die ihrerseits ein gewichtiges Interesse daran 
haben könnten, Informationen aus den USA zu er-
halten, steht das Abkommen bisher noch nicht zur 
Verfügung.

Zudem basiert FATCA zwar auf dem gegenseitigen 
Informationsaustausch zwischen Steuerbehörden, 
die ausgetauschten Informationen sind aber nicht 
immer von gleicher Qualität. So liefert beispiels-
weise Deutschland Informationen über Konten von 
US-Kunden an den IRS. Die USA verpflichten sich im 
Gegenzug aber lediglich dazu, den deutschen Steu-
erbehörden Informationen über die Zins- und Di-
videndeneinkünfte zur Verfügung zu stellen.32 Das 
liegt vor allem daran, dass dem IRS weitere Infor-
mationen wie z.B. Zinsen aus Schuldverschreibun-
gen und Kontostände nicht zur Verfügung stehen. 
Die US-Regierung arbeitet daran, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, auch sol-
che Informationen an die FATCA-Partnerländer 
übermitteln zu können.33

Diese grundlegenden Schwächen könnten beho-
ben werden, indem FATCA zu einem multilateralen 
Abkommen weiterentwickelt wird. Daran arbeitet 
im Moment die OECD. Wie und durch wen der In-
formationsfluss in einem multilateralen System or-
ganisiert und ggf. gebündelt wird, ist dabei bislang 
unklar.34

Eine weitere Schwäche von FATCA besteht in der 
Behandlung sogenannter „eigentümerloser Rechts-
konstrukte“, also von Trusts und Stiftungen. Hier 
kann die Bank den Kontoinhaber lediglich ein sim-
ples US-Steuerformular ausfüllen lassen; gibt er an, 
der Trust oder die Stiftung habe keine Eigentümer 
in den USA, wird dem Fall nicht weiter nachgegan-
gen. Hier wären weiterreichende Regeln für Ban-
ken erforderlich, um die wirtschaftlichen Eigentü-
mer solcher Konstrukte tatsächlich zu ermitteln.35

Ausblick

Instrumente, mit denen Steuerbehörden leicht an 
relevante Informationen kommen könnten, sind 
also entweder bereits vorhanden oder können rela-
tiv problemlos geschaffen werden. Nun gilt es, den 
durch die Offshore-Leaks-Veröffentlichungen ent-
standenen Druck auf die Politik nicht ungenutzt zu 
lassen. Wichtige Entscheidungen auf europäischer 
Ebene stehen bis Ende 2013 an – und damit nach 
den Wahlen in Deutschland und Österreich. Man 
kann nur hoffen, dass sich der politische Elan, den 
etwa der bisherige Finanzminister Schäuble an den 

Tag gelegt hat, sich nicht in künftigen Koalitionsver-
handlungen verliert.

Außerdem gilt es, die bisherigen Ansätze weiterzu-
entwickeln. Die genannten Schwächen der Europäi-
schen Zinssteuerrichtlinie und von FATCA sollten zü-
gig behoben werden. Das gilt vor allem im Hinblick 
auf ein mögliches multilaterales Abkommen zum 
automatischen Informationsaustausch. Die G20 
hat angedeutet, ein solches Vorhaben unterstützen 
zu wollen, und auch in den Studien der OECD kann 
man Aussagen finden, die in eine solche Richtung 
gehen. Wichtiger noch ist aber, dass gerade auch 
kleine und arme Länder, die weder von der OECD 
noch von der G20 repräsentiert werden, von einem 
solchen Abkommen profitieren. Das kann nur ge-
währleistet werden, wenn sie als gleichberechtigte 
Verhandlungspartner mit am Tisch sitzen. Ob das 
im Rahmen der OECD oder des von ihr koordinier-
ten Global Forum on Transparency and Exchange 
of Information for Tax Purposes36 gewährleistet ist, 
muss zumindest kritisch hinterfragt werden.

Schließlich ist noch von Bedeutung, dass auf Ebe-
ne der einzelnen Länder die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden, dass Informationen zum Aus-
tausch bereit stehen. In Deutschland gibt es wie 
oben erwähnt noch kein Register für Trusts, Stiftun-
gen und Unternehmen, in dem auch die wirtschaft-
lichen Eigentümer genannt werden. Ohne solche 
Einrichtungen fehlt aber die Grundvoraussetzung 
für jeden Informationsaustausch. Die Europäische 
Geldwäscherichtlinie, die im Moment überarbei-
tet wird, könnte dafür den nötigen rechtlichen 
Rahmen bieten.37 Die Bundesregierung müsste da-
für allerdings ihre Fiskal- und Steuerpolitik radikal 
verändern und dem gesellschaftlichen Informa-
tionsbedürfnis mehr Gewicht beimessen als dem 
Geheimhaltungsinteresse von Unternehmen und 
Finanzakteuren.

Stand: Juli 2013
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